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Der Kommentar
Dr. Helmut Aden, Berlin

bAV-Riester als Vorbild – keine Doppel-
belastung für fortgeführte Pensions-
kassenverträge
Mit der finalen Fassung des Betriebsren-
tenstärkungsgesetzes wurden die seit lan-
gem aus der betrieblichen Altersversor-
gung vorgebrachten Forderungen erhört, 
Leistungen aus „geriesterten“ Verträgen 
der bAV den privaten Riester-Verträgen 
gleichzustellen. Durch die Ergänzung des 
§ 229 SGB V werden zukünftig auch Leis-
tungen aus dem bAV-Riester nicht mehr 
der Beitragspflicht der Krankenversiche-
rung der Rentner (KVdR) unterfallen. 
Bedenkt man, dass die meisten Anbieter 
sich inzwischen notgedrungen an die 
komplexe Riester-Verwaltung gewöhnt 
haben und die Belastung mit hohen 
Abschlusskosten in der traditionellen 
Pensionskassenwelt auch in der Vergan-
genheit ausgeschlossen war, wird Riester 
damit mit einem Schlag zu einer ernstzu-
nehmenden Ergänzung des bestehenden 
bAV-Angebots.

Die Ergänzung im § 229 SGB V las sich mit 
dem Verweis auf den Begriff des „Alters-
vorsorgevermögens“ zunächst sogar so, 
dass bei der KVdR-Pflicht zukünftig auch 
Leistungen außer Betracht bleiben, die 
aus „riesterfähigen“ Beiträgen resultie-
ren – werden doch mit der sogenannten 
92er-Bescheinigung sämtliche potenti-
ell förderfähigen Mittel der Einrichtung 
als Altersvorsorgevermögen bescheinigt. 
In diesem Sinne wäre alles als Alters-
vorsorgevermögen anzusehen, was aus 
voll versteuertem Einkommen in einen 
Vertrag fließt, der die weiteren Voraus-
setzungen der Förderfähigkeit besitzt. 
Die Ernüchterung kam (nicht ganz uner-
wartet) durch das Bundesministerium 
für Finanzen in einem anschließenden 
BMF-Rundschreiben zum Jahresende, 
in dem dem Gesundheitsministerium 
die rettende Hand gereicht und eine 
ergänzende Definition von „Altersvor-
sorgevermögen“ nachgeschoben wurde, 
die voraussetzt, dass eine „bewusste“ 
Entscheidung für die Inanspruchnahme 
von Förderung stattfinden muss.

Damit hat der Gesetzgeber vorerst eine 
Chance verpasst, aus freien Stücken 

zu erhalten, die eigentlich im gesell-
schaftlichen Konsens gelöst werden soll-
te. Das hat für viele Verantwortliche 
einen doppelten Charme: Jemand ande-
rer hat‘s entschieden und das auch noch 
mit den höheren Weihen einer gerech-
ten Justitia (also alternativlos). Dabei 
wird jedoch gerne vergessen, dass die 
Gerechtigkeit schon vorher transparent 
in die Gesetze gelegt werden kann (siehe 
Ergänzung § 229 SGB V), bevor sie dann 
vom Gericht im Einzelfall nur noch wie-
derzufinden ist.

War in der Vergangenheit vor allem die 
Frage der steuerlichen Förderung der 
Beiträge und die steuerliche Behand-
lung der Leistungen Zentralbaustelle 
bei Reformen der bAV, so rückt dane-
ben immer prominenter die Frage der 
gesamten Abgabenlast in der bAV. Auch 
wenn immer wieder gerne kolportiert 
wird, dass letztlich die Bezieher mittlerer 
und höherer Einkommen die Haupt-
last der Finanzierung des Sozialsystems 
erbringen, sieht es bei einer generelleren 
Betrachtung der Gesamtabgabenlast (aus 
Einkommensteuer, Mehrwertsteuer und 
Sozialabgaben) so aus, dass die Belas-
tungsquote in Prozent des Einkommens 
relativ konstant über alle Einkommens-
klassen bei ca. 40% – 45% liegt. Damit 
leisten alle Einkommensgruppen relativ 
zum Einkommen über die genannten 
Steuern und Abgaben einen einheitli-
chen Beitrag zur Finanzierung des Sozi-
alwesens – höhere Einkommen über die 
Einkommensteuer, niedrige Einkommen 
über Sozialabgaben und Mehrwertsteu-
er. Gerade für Rentner ist somit häu-
fig weniger die steuerliche Behandlung 
ihrer Rente als vielmehr die Last aus 
Sozialabgaben bzw. Krankenversiche-
rung von zentraler Bedeutung. 

Jetzt ist es keine Frage, dass Leistungen 
des Sozialstaats – und zu denen gehören 
Kranken- und Pflegeleistungen allemal – 
ausreichend finanziert werden müssen, 
und dies allein aus der Tatsache, dass 
Krankheit und Pflege jeden treffen kann, 

und gestaltend ein weiteres Thema zu 
befrieden, das die Gerichte schon lange 
beschäftigt und für einen andauernden 
Reputationsschaden in der bAV sorgt: 
Die Doppelverbeitragung von (Pensions-
kassen-) Verträgen, die nach Ausschei-
den aus dem Arbeitsverhältnis privat 
fortgeführt werden. Diese werden wei-
terhin im Gegensatz zu Lebensversiche-
rungsverträgen oder fortgeführten Ver-
trägen der Direktversicherung sowohl in 
der Beitrags- wie auch in der Leistungs-
phase mit der vollen Last der Sozialver-
sicherungsbeiträge belegt. Nachdem sie 
beim bAV-Riester nun geheilt wurde, 
wird diese doppelte Doppelverbeitra-
gung jetzt nur noch bei Pensionskassen 
aufrechterhalten. 

Da der Gesetzgeber die Chance zur 
Gestaltung verpasst hat, wird jetzt etwas 
passieren, was in letzter Zeit leider 
immer häufiger passiert: Statt in einem 
politischen oder gar gesamtgesellschaft-
lichen Dialog transparente Entscheidun-
gen zu treffen und Weichen zu stellen, 
werden stattdessen erneut die obersten 
Gerichte angerufen, um eine vermeint-
lich „gerechte“ Antwort auf eine Frage 
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die Finanzierungsbasis hierfür möglichst 
breit aufgestellt werden sollte. Trefflicher 
lässt sich aber darüber streiten, wer im 
Einzelnen denn nun die Beitragslast in 
welcher Höhe schultern soll. Hier müs-
sen Zeichen gesetzt werden.

Der Fall der doppelten Doppelverbeitra-
gung wurde jedoch nicht oder zumin-
dest nicht öffentlich unter dem pragma-
tischen Aspekt „Wie viele Einnahmen 
fallen weg, und wer übernimmt die 
Rechnung in Zukunft“ diskutiert, son-
dern den Gerichten zur Klärung vorge-
legt. Das Bundessozialgericht veredelte 
die eigentlich rein ökonomische Frage-
stellung mit einem Begriffsapparat aus 
„betrieblicher Sphäre“, „Einrücken in 
die Versicherungsnehmereigenschaft“, 
„institutioneller Rahmen“ etc.. Begriff-
lichkeiten, die sicher ihre Berechtigung 
haben, wenn sonstige politische und 
damit gesetzgeberische Leitplanken feh-
len. Begrifflichkeiten, bei denen aber 
jeder von der bAV Betroffene nur irritiert 
die Hände heben kann.

Da alle, die in der bAV arbeiten (im 
Gegensatz zu den von der bAV Betrof-
fenen), an Grundsatzdiskussionen wie 
diese gewöhnt sind, sei hiermit Rech-
nung getragen und im Folgenden noch 
einmal kurz im „formalen“ Sinne gegen 
die bestehende Praxis argumentiert.

Im Gegensatz zur privaten Lebensver-
sicherung ist der Arbeitgeber bei der 
betrieblichen Altersvorsorge als Versi-
cherungsnehmer im Versicherungsver-
trag ausgewiesen. Dies ist gerade das 
konstituierende Merkmal einer versiche-
rungsförmigen betrieblichen Altersver-
sorgung. Wird dieser Vertrag – beispiels-
weise nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses – durch den Arbeitnehmer 
privat fortgeführt, ist ausschließlich der 
Arbeitnehmer alleiniger Versicherungs-
nehmer und ausschließlich er als solcher 
im Versicherungsvertrag aufgeführt. Die 
vertragliche Inbezugnahme des Arbeit-
gebers entfällt genau aus diesem Grund 
entsprechend.

In anderen Rechtsgebieten werden Leis-
tungen aus einer freiwilligen und privat 
fortgeführten Beitragszahlung gleichbe-
handelt – und das unabhängig davon, 
ob für diese Leistungen als Durchfüh-
rungsweg die Direktversicherung oder 
die betriebliche Pensionskasse gewählt 
wurde. Dies gilt insbesondere für das 
Steuerrecht, aber auch das Zivilrecht, 
das Arbeitsrecht und das Vertragsrecht. 
Eine Gleichbehandlung auch im Sozi-
alrecht wäre daher nicht nur in der 
Sache angemessen. Sie würde auch dazu 
beitragen, dass insgesamt die rechtliche 
Behandlung konsistent und schlüssig 
nachvollziehbar für die Leistungsberech-
tigten wäre. Und das würde wiederum 
der Intention des Gesetzgebers gerecht 
werden, Anreize für Beschäftigte zu set-

zen, ergänzend zur gesetzlichen und 
betrieblichen Altersvorsorge privat vor-
zusorgen.

Ob der einfache Sachverhalt, „bAV ist 
es genau dann, wenn der Arbeitgeber 
auch Versicherungsnehmer ist“ mit dem 
Umkehrschluss „Privat ist es dann, wenn 
der Arbeitgeber kein Versicherungsneh-
mer ist“, wirklich mit so viel Komplexi-
tät aufgeladen werden sollte, dass geklärt 
werden muss, ob der ehemalige Arbeit-
nehmer für den Arbeitgeber „einrückt“ 
oder nur „verbleibt“ und die Konstrukti-
on eines „institutionellen Rahmens“ zur 
Klarheit beiträgt, scheint zweifelhaft. Ob 
diese feinsinnige Unterscheidung und 
Hermeneutik einer Vertragsanpassung 
angemessen ist, die am Ende zum sel-
ben Sachverhalt führt, nämlich einem 
Vertrag ausschließlich zwischen ehema-
ligem Arbeitnehmer und Pensionskasse, 
bleibt ebenso zweifelhaft. 

Auch der weitere Einwand, eine Mit-
gliedschaft in der Pensionskasse sei nur 
auf Basis eines bestehenden Arbeitsver-
hältnisses möglich, kann kein Argument 
für eine KVdR-Beitragspflicht sein. Denn 
auch eine Direktversicherung kann 
nur dann abgeschlossen werden, wenn 
ein Arbeitsverhältnis vorliegt. Da dies-
bezüglich kein Unterschied zwischen 
den Durchführungswegen Pensions-
kasse und Direktversicherung vorliegt, 
kann daraus eine Ungleichbehandlung 
der beiden Durchführungswege nicht 
begründet werden.

Gleiches gilt auch für den Einwand, 
dass regelmäßige Versorgungszahlungen 
nicht mit den nicht-regelmäßig wie-
derkehrenden Kapitalauszahlungen der 
Direktversicherung gleichzustellen sei-
en. Genau diese Gleichstellung ist im 
§ 229 SGB V bei der Erhebung der Beiträ-
ge zur KVdR verankert. Eine materielle 
Gleichbehandlung ist daher auch für 
den Fall geboten, dass diese Auszah-
lungen auf Beiträgen beruhen, die der 
Arbeitnehmer nach Beendigung seiner 
Tätigkeit für den jeweiligen Arbeitge-
ber und ohne Bezug zu dieser früheren 
Tätigkeit eingezahlt hat.

Der Gesetzgeber hat das Fortsetzungs-
recht im Betriebsrentengesetz verankert, 
das dem Arbeitnehmer die Möglich-
keit gibt, einen Vertrag der betriebli-
chen Altersvorsorge für die private 
Altersvorsorge weiter zu nutzen, wenn 
das Arbeitsverhältnis endet und der 
Arbeitgeber aus dem bestehenden Ver-
trag ausscheidet. Damit wird in Zei-
ten mit vielfältigen Erwerbsbiografien 
und häufigem Arbeitsplatzwechsel aus-
drücklich die Möglichkeit geschaffen, 
auch außerhalb der betrieblichen Sphä-
re Kontinuität in die Alterssicherung 
zu bringen. Es besteht die Möglichkeit, 
den bestehenden Vertrag fortzuführen, 
und keine Notwendigkeit, im privaten 

Lebensversicherungsmarkt mit allen 
damit verbundenen zeitlichen und vor 
allem monetären Abschlussaufwendun-
gen einen neuen Vertrag abzuschließen. 
Konsequenterweise müssen dann aber 
auch Leistungen, die aus der privaten 
Fortführung einer Pensionskassen-Ver-
sorgung resultieren, analog zu anderen 
Leistungen der privaten Altersvorsorge 
– ob als Lebensversicherung oder fort-
gesetzte Direktversicherung – von der 
Beitragspflicht zur KVdR befreit sein.

Letztlich gilt es, neben der äußerst nach-
teiligen materiellen Wirkung auch das 
Ansehen der bAV insgesamt im Blick zu 
behalten, die die bisherige, rein formale 
Auslegung der Krankenkassen und des 
BSG bewirken. Gerade den Beziehern 
kleiner Einkommen, denen sich der Auf-
bau einer kapitalgedeckten Altersversor-
gung über Pensionskasse oder Direkt-
versicherung als einzige Möglichkeit 
darstellt, um zusätzliche Alterssicherung 
zu betreiben, wird im Fall der Pensions-
kasse durch die bisherige Praxis eine 
erhebliche materielle Belastung und eine 
willkürliche Komplexität zugemutet, die 
nur zu einer Abkehr von eigenverant-
wortlicher Vorsorge führen kann.  

Widerstand gegen eine Änderung des 
Status quo kommt von Seiten der Kran-
kenkassen und des Bundesgesundheits-
ministeriums, da dort erhebliche Ein-
nahmeausfälle erwartet werden. Ob 
diese am Ende wirklich im befürchte-
ten Umfang eintreten, kann ernsthaft 
bezweifelt werden. Vielleicht ist diese 
Erwartung auch nur darin begründet, 
dass die hier in Rede stehende Abschaf-
fung der (doppelten) Doppelverbeitra-
gung in der allgemeinen Diskussion 
gerne mit der ebenfalls diskutierten 
Abschaffung der (einfachen) Doppelver-
beitragung verwechselt wird. 

Die Möglichkeit einer Klarstellung bietet 
sich einerseits auf dem gerichtlichen 
Wege über das Bundesverfassungsge-
richt. Das eigentliche Zeichen zur Förde-
rung der eigenverantwortlichen Alters-
vorsorge sollte aber vom Gesetzgeber 
kommen, der durch die KVdR-Freiheit 
beim bAV-Riester einen großen Schritt 
getan hat und trotzdem auf halbem Weg 
stehen geblieben ist. Zusätzliche Vorsor-
ge und Eigeninitiative dürfen nicht mit 
überbordenden Abgaben belegt werden, 
und der vorrangig seinen Mitgliedern 
verpflichtete Versorgungsweg der Pensi-
onskassen darf nicht weiterhin zulasten 
seiner Rentner mit einer Sonderabgabe 
belegt werden, die es weder für Direkt-
versicherungen noch für Lebensversi-
cherungen gibt.

Dr. Helmut Aden,
Mitglied des Vorstands  

der aba und des
BVV Versicherungsverein

des Bankgewerbes a.G.


